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Glossar zu 6 Geld und Währung
A

Abwertung

Änderung des Außenwertes einer Währung durch Senkung des Wechselkurses. Gegenteil: Aufwertung.

Aufwertung

Änderung des Außenwertes einer Währung durch Erhöhung des Wechselkurses. Gegenteil: Abwertung.

B

Banknoten

Von einer dazu ermächtigten Bank (Notenbank) ausgegebenes Papiergeld. Für Banknoten als gesetzliches Zahlungsmittel besteht unbeschränkte Annahmepflicht. - Ausgabe von Banknoten in Österreich durch die Oesterreichische Nationalbank. - Stückelung: Notenstückelung.

Bargeld

Banknoten und Münzen

BIP

Bruttoinlandsprodukt. Maß für die wirtschaftliche Leistung einer Volkswirtschaft. Alle gemäß dem Inlandskonzept im Inland (von Inländern und Ausländern) in einer Periode (meist ein Kalenderjahr) erzeugten Güter und Dienstleistungen werden zu laufenden Preisen (Marktpreisen) oder konstanten Preisen (Preisen eines bestimmten Basisjahres) bewertet. Die jährliche prozentuelle Veränderung des (realen) BIP stellt das Wachstum einer Volkswirtschaft dar.

Buchgeld (= Giralgeld)

Darunter versteht man unbare Zahlungsmittel, die durch Einlagen bei Kreditinstituten auf dafür bestimmten Konten entstehen.

C

Cent
Bezeichnung für die Untereinheit des Euro: 1 Euro entspricht 100 Cent.

D

Deflation

Kumulative Abwärtsbewegung der wirtschaftlichen Aktivität, die mit einem Verfall der Güter- und Faktorpreise, somit des Preisniveaus verbunden ist. Der Deflation kommt in den Industrieländern nur noch historische Bedeutung zu. Die Ökonomen beschäftigt heute vielmehr das gegenteilige Phänomen, nämlich die Inflation, die die Volkswirtschaften häufig vor Probleme stellt. Ursachen und Wirkungen sind im Prinzip genau gegensätzlich zu jenen der Inflation zu sehen.

Devisen

Devisen im weiteren Sinn sind Geldforderungen in fremder Währung an einem ausländischen Platz, meist in Form von Guthaben bei ausländischen Banken sowie von auf fremde Währung lautenden, im Ausland zahlbaren Schecks und Wechseln. 

Direktorium der OeNB

Das Direktorium leitet den gesamten Dienstbetrieb und führt die Geschäfte der OeNB. Bei der Verfolgung der Ziele und Aufgaben des ESZB ist das Direktorium an die Leitlinien und Weisungen der EZB gebunden.

Diskontsatz

Unter dem Diskontsatz (=Bankrate) versteht man den Zinssatz, den die Notenbank beim Ankauf von noch nicht fälligen Wechseln oder Wertpapieren für die Zeit vom Ankaufstag bis zum Fälligkeitstag verrechnet. Der Diskontsatz der OeNB existiert seit der Einführung der WWU (1.1.1999) nicht mehr.

E

ECOFIN-Rat

Rat, der in der Zusammensetzung der Wirtschafts- und Finanzminister der EU-Mitgliedsländer tagt und wirtschafts- sowie finanzpolitische Beschlüsse fasst.

Einlagefazilität

Ständige Fazilität des ESZB, die den Geschäftspartnern die Möglichkeit bietet, Guthaben bis zum nächsten Geschäftstag zu einem vorher festgelegten Zinssatz bei der EZB zu hinterlegen. Wirkt liquiditätsmindernd.

Euro

Name der gemeinsamen europäischen Währung. Der Europäische Rat hat im Dezember 1995 in Madrid die Bezeichnung „Euro“ gewählt. Die Untereinheit wurde mit „Cent“ festgelegt. Laut Vertrag von Maastricht gibt es den Euro seit 1.Jänner 1999 zunächst als Buchgeld, seit 1.1.2002 auch als Bargeld in Form von Münzen und Banknoten.

Europäisches System der Zentralbanken – ESZB

Das ESZB setzt sich aus der EZB und den nationalen Zentralbanken (= Notenbanken der Mitgliedstaaten der EWU), die zugleich die Aktionäre der EZB sind, zusammen. Das ESZB hat die Aufgabe, die Geldpolitik der Gemeinschaft festzulegen und auszuführen, die offiziellen Währungsreserven zu halten sowie das reibungslose Funktionieren des Zahlungsverkehrs zu fördern. Das ESZB wird von den Beschlussorganen der EZB (dem EZB-Rat, dem erweiterten Rat der EZB und dem EZB-Direktorium) geleitet.

Europäische Währungsunion

Die EWU besteht derzeit (2002) aus 12 Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, Spanien. 

Dänemark, Großbritannien und Nordirland sowie Schweden sind nicht Mitglied der WU.

Europäisches Währungssystem II - EWS II

Das EWS II ersetzt seit Beginn der WWU am 1.1.1999 das EWS I. Zugleich wurde die Einführung des Wechselkursmechanismus beschlossen, der den Rahmen für die wechselkurspolitische Zusammenarbeit mit den Ländern, die nicht der WWU angehören, bildet.

Europäische Zentralbank - EZB

Die am 1. Juni 1998 als Nachfolgeinstitution des Europäischen Währungsinstituts (EWI) in Frankfurt/Main gegründete EZB gestaltet in der WWU die gemeinsame Währungs- und Geldpolitik.

Vertragliche Vorgaben: Die EZB ist bei ihren geldpolitischen Entscheidungen völlig weisungsunabhängig (Art. 107 EGV) und hat ihre Entscheidungen und deren Implementierung vorrangig am Ziel der Erhaltung der Geldwertstabilität auszurichten. Eine Unterstützung der allgemeinen Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft ist nur dann und nur insoweit zulässig, wie dies ohne Beeinträchtigung des Ziels der Geldwertstabilität möglich ist. Der EUV lässt es offen, welche geldpolitischen Instrumente und welche monetären Zwischenziele im Zuge der Politik der EZB Anwendung finden sollen (diesbezügliche Vorschläge zu erarbeiten gehörte zu den Aufgaben des EWI). Die Wechselkurspolitik gegenüber den Währungen von Drittstaaten obliegt jedoch dem Ministerrat; dieser hat seine Entscheidungen (denen Konsultationen mit der EZB und dem Parlament voranzugehen haben) ebenfalls am Ziel der Erhaltung der Geldwertstabilität auszurichten (Art. 109 EGV); die Einführung fester Wechselkurse gegenüber Währungen von Drittstaaten kann nur einstimmig erfolgen. Zusammen mit den NZB bildet die EZB das Europäische System der Zentralbanken (ESZB).

EZB – Direktorium

Das EZB-Direktorium führt die Geldpolitik gemäß den Leitlinien des EZB-Rates aus und erteilt den Nationalen Zentralbanken (NZB) die erforderlichen Weisungen. Es besteht aus dem EZB-Präsidenten (2002: Wim Duisenberg), seinem Stellvertreter und maximal vier Direktoren.

EZB-Rat

Besteht aus dem EZB-Direktorium und den Gouverneuren der nationalen Zentralbanken der Länder, die an der WWU teilnehmen. Er ist höchstes Beschlussorgan der EZB.

F

Fazilitäten

Fachbegriff aus dem Bereich geldpolitischer Instrumente. Darunter wird die Möglichkeit der Geschäftspartner verstanden, Liquidität von der Notenbank zu erhalten oder dort einzulegen.

Finanzierungsfazilität

Ständige Fazilität des ESZB, die die Geschäftspartner nutzen können, um einen Übernachtkredit zu einem vorher festgelegten Zinssatz zu erhalten. Wirkt liquiditätserhöhend.

G

Geld

Geld oder Zahlungsmittel sind Aktiva, die aufgrund von Marktkonvention oder gesetzlicher Verpflichtung vom Gläubiger zur Abdeckung von Verbindlichkeiten angenommen werden. 

Geldfunktionen

Zirkulatorische Funktion des Geldes, Rechenmittelfunktion des Geldes, Tauschmittelfunktion des Geldes, Wertaufbewahrungs-funktion (akkumulatorische F.) des Geldes.

Geldmenge
Bestand an Zahlungsmittel einer Volkswirtschaft. Der Begriff wird im Hinblick auf seine Eignung als geldpolitische Steuer- und Zielgröße wie folgt abgegrenzt:

Traditionellen Aggregate sind die Geldmengen M1, M2 und M3. Eine Besonderheit ist die Berechnung der Zentralbankgeldmenge. 
Geldschöpfung

Unbare Zahlungsmittel (Buchgeld oder Giralgeld) werden von den Banken im Rahmen des bargeldlosen Zahlungsverkehrs selbst geschöpft, indem sie die ihnen zufließenden Einlagen zur Kreditgewährung verwenden. Der Kreditnehmer erhält eine Gutschrift auf seinem Konto, dadurch entsteht Buchgeld als Ausgangsbasis für weitere Kredite. 

Arten: Zentralbankgeldschöpfung durch die Notenbank, Giralgeldschöpfung durch die Kreditinstitute.

Geldvernichtung

Ist das Gegenteil der Geldschöpfung, es wird Geld dem Kreislauf entzogen und stillgelegt. Beispiel: Ein Kreditinstitut erwirbt von der OeNB ausländische Zahlungsmittel und bezahlt mit Euro, die bei der Hereinnahme durch die Notenbank ihre Geldeigenschaft verlieren. Zugleich verringern sich die bei der Notenbank vorhandenen Deckungswerte. Solange die Euro nicht wieder ausgegeben werden, liegt Geldvernichtung vor.

Giralgeldschöpfung

Geldschöpfung durch Kreditinstitute

H

Harmonisierter Verbraucherpreisindex - HVPI

Inflationsindikator in der EU und den Ländern der WWU.

I

Index – Indexzahl

I. Statistik: Kenngröße zur globalen Charakterisierung einer Vielzahl von einzelnen Preis- bzw. Mengen- bzw. Umsatzentwicklungen (Preis-Index, Mengen-Index, Umsatz-Index). Eine Index wird als gewogenes arithmetisches Mittel von Messzahlen mit gleicher Basis- und Berichtsperiode ermittelt. Z. B. wird ein Preisindex P0,1 mit der Basisperiode 0 und der Berichtsperiode 1 berechnet als mit den Gewichten (Gewichtung) gi gewogener Durchschnitt aus den Preismesszahlen für n Güter.
II. Amtliche Statistik: Es werden von Statistikbehörden, z.B. Statistik Austria, laufend verschiedene Preis-Indizes (z. 
B. Indizes der Lebenshaltung, der Löhne, der Aktienkurse; und Mengen-Indizes der industriellen Nettoproduktion ermittelt.
Inflation

Steigerung des Preisniveaus und somit Kaufkraftverlust.

Gegenteil: Deflation.

Inflationsrate

Wenn die in einem Warenkorb enthaltenen Güter und Leistungen zu einem bestimmtren Zeitpunkt im Durchschnitt teurer sind als zu einem früher gelegenen Vergleichszeitpunkt, dann ist das Preisniveau gestiegen. Die prozentuelle Veränderung des Preisniveaus in einer Zeitperiode ergibt die Inflationsrate.

Inflatorische Lücke – gap

1. Theorie der Investition: Inflatorische/deflatorische Lücke: In einer geschlossenen Volkswirtschaft die Differenz zwischen beabsichtigter Investition und beabsichtigtem Sparen (Ersparnis) bzw. dem Unterschied zwischen Gesamtausgaben für Verbrauch und Investition (= monetäre Nachfrage) und Gesamteinkommen (= Geldwert des Angebots). 
2. Theorie von Angebot und Nachfrage: Eine inflatorische Lücke entsteht auch, wenn man jene Nachfrage, die dem Angebot entspricht vergleicht mit jener, die durch erhöhtes Geldvolumen entsteht. Diese erhöhte Nachfrage, u.a. ausgelöst durch „billiges Geld“, lässt eine Lücke entstehen, die Nachfrageüberhang (bzw. Angebotsdefizit) darstellt.

Interventionsmechanismus

Im EWS II wurden Grenzen für die Schwankungsbreite zum EURO (± 15 %) für die Wechselkurse der Währungen der Länder, die nicht an der WWU teilnehmen, festgelegt. Beim Erreichen der oberen oder unteren Grenze wird die betreffende Währung auf dem Markt angeboten (um ihren Wert zu senken) oder nachgefragt (um den Wert zu erhöhen). Die Zentralbanken der EU sind zum Verkauf oder Ankauf verpflichtet.

K

Kaufkraft

Geldsumme, die einem Wirtschaftssubjekt real zur Verfügung steht.

Kerninflation

Kerninflation ist jene Preissteigerungsrate, die mit dem langfristigen Wachstumstrend einer Volkswirtschaft vereinbar ist.

U.a. wird dabei angenommen, dass die Preise für die Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital im langfristigen Gleichgewicht die Inflationserwartungen wiederspiegeln.

Konvergenzkriterien

Wirtschaftliche Fundamentaldaten, die ein Mitgliedsland der EWU erreichen muss, damit es in die Wirtschafts- und Währungsunion aufgenommen werden kann. Dazu zählen niedrige Werte bei Inflationsrate, Budgetdefizit, öffentlicher Verschuldung und langfristigen Zinssätzen sowie Stabilität der Wechselkurse.

L

Leitkurs

Ist der fixe Kurs einer Währung, die die Basis zur Darstellung eines Marktkurses ist. Im Vergleich ist der Marktkurs variabel, er ändert sich entsprechend der Marktsituation im zeitlichen Ablauf (steigt oder fällt).

Liquidität

„Geldnähe“ von Vermögenswerten, d.h. sofort oder kurzfristig verfügbare finanzielle Mittel, wie Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten oder auch Aktiva, die durch Verkauf oder Belehnung rasch zu Geld gemacht werden können.

M 

Mindestreserve

Mindestreserven sind Guthaben, die Banken bei der Zentralbank halten müssen. Dies beeinflusst die Liquidität und damit die Kreditvergabemöglichkeiten der Geschäftsbanken. Bei Nichterfüllung der Mindestreservevorgaben sind Strafbestimmungen vorgesehen.

Münzen

Münzgeld. 1. Begriff/Entwicklung: Metallscheibchen, die als gesetzliche Zahlungsmittel fungieren. Sie müssen zum vollen Nennwert angenommen werden. Euro-Münzgeld wird in Österreich von der Münze Österreich AG hergestellt und von der Zentralbank (OeNB) ausgegeben. 

Um Tauschakte insbes. bei Mehrfachtausch zu vereinfachen, wurden schon früh Edelmetalle eingesetzt, da diese die für ein allgemein akzeptiertes Tauschgut wichtigen Eigenschaften der Homogenität, Teilbarkeit, Haltbarkeit und Seltenheit aufweisen. Scheidemünzen dienen dem Kleinverkehr. 

2. Arten: a) Bei Kurantmünzen stimmen Nennwert und Warenwert (idealtypischerweise) überein. Kurantmünzen sind grundsätzlich vollwertige Münzen, die die Nennwertgleichung erfüllen: Nennwert = Edelmetallgewicht × Edelmetallpreis je Gewichtseinheit (+ Prägekosten + Münzgewinn). - b) Bei Scheidemünzen liegt der Nennwert erheblich über dem Warenwert. Scheidemünzen sind grundsätzlich unterwertige Münzen. 

Münze Österreich AG

Die Prägung der Euro-Münzen für den österreichischen Bedarf erfolgt durch die Münze Österreich AG, die sich im Eigentum der OeNB befindet. Sie liefert die Neuprägungen an die OeNB und bekommt den Gegenwert auf ein Girokonto bei der OeNB gutgeschrieben. Von der OeNB werden die Münzen in Umlauf gesetzt.

N

Notenbank
Neutrale Bezeichnung für Zentralbank, die darauf hindeutet, dass diese Bank das Notenmonopol in einem Land hat, d.h., die Währung in einer Volkswirtschaft ausgibt und lenkende Maßnahmen zur Erhaltung der Währungsstabilität setzt. Eine andere Bezeichnung lautet Zentralbank (ZB) oder Nationale Zentralbank (NZB).

O

Oesterreichische Nationalbank

Die OeNB ist die Notenbank der Republik Österreich. Das „Oe“ für „Ö“ ist ein Markenzeichen der österreichischen Notenbank geworden. Die OeNB ist eine Aktiengesellschaft.  Sie ist die Nationale Zentralbank (NZB) der Republik Österreich und als solche integraler Bestandteil des Europäischen Systems der Zentralbanken (ESZB).

Offenmarktgeschäfte

Im Rahmen der Offenmarktpolitik schließt die EZB über die nationalen Zentralbanken mit den Kreditinstituten Geldhandelsgeschäfte in Form von Pensionsgeschäften oder Pfandkreditgeschäften gegen Bereitstellung von Sicherheiten (Wertpapierhinterlegung) ab. Durch diese nimmt sie Einfluss auf die Geldversorgung der Kreditinstitute und erhöht oder vermindert damit deren Liquidität.

P

Q

Quantitätstheorie 

Theorie der Geldnachfrage.
R

S

Sichteinlagen

Sichteinlagen sind Einlagen auf Bankkonten, die jederzeit fällig sind, und die den Zwecken des bargeldlosen Zahlungsverkehrs dienen, z. 
B. Giroeinlagen. Sichteinlagen bei Notenbanken sind i. 
d. 
R. nicht, bei Geschäftsbanken niedrig verzinslich. Keine Sichteinlagen sind Spareinlagen, die der Geldanlage und nicht dem Zahlungsverkehr dienen. 

- Gegensatz: Termineinlagen.
Spareinlagen

Sind Einlagen, die ein Kreditinstitut als solche annimmt und durch Ausfertigung einer Urkunde, insbes. eines Sparbuches, als S. kennzeichnet. S. dienen der Ansammlung oder Anlage von Vermögen, nicht aber dem Geschäftsbetrieb oder dem Zahlungsverkehr. Geldbeträge, die von vornherein befristet angenommen werden, gelten nicht als Spareinlagen.

Stabilitäts- und Wachstumspakt

Stabilisierungsinstrument im Rahmen der WWU. Zweck ist, der Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten in der dritten Stufe der Währungsunion einen Rahmen zu geben, der einerseits die Entstehung übermäßiger Defizite (Defizitquote darf 3% des BIP nicht überschreiten) verhindert und andererseits Handlungsspielräume zur Anpassung an außergewöhnliche und konjunkturelle Störungen bietet.

Stabilitätsprogramm

Alle 12 am Euro teilnehmenden EU-Länder (2002) legen einmal jährlich ein Stabilitätsprogramm vor, in welchem der Saldo des öffentlichen Haushalts und die Entwicklung der öffentlichen Schuldenquote der nächsten vier Jahre dargelegt werden. Die EU-Kommission und der Rat überprüfen diese Programme im Hinblick auf die Erfüllung der Vorgaben des Stabilitäts- und Wachstumspaktes. Das Stabilitätsprogramm muss Angaben über das mittelfristige Ziel eines nahezu ausgeglichenen Haushalts bzw. eines Überschusses liefern sowie Prognosen über die wirtschaftliche Entwicklung, die Beschäftigung und die Inflation enthalten. Für Nichtmitglieder der EU ist es ein Konvergenzprogramm.

Stagflation

Stagflation ist das gleichzeitige Auftreten von wirtschaftlicher Stagnation und Inflation. Stagnation bedeutet Nullwachstum, das heißt, es wird nur in Höhe der Abschreibungen reinvestiert. Die Inflation beträgt beispielsweise 3 % und das nominelle Wirtschaftswachstum beträgt ebenfalls nur 3 %. Somit wächst die Wirtschaft zwar nominell, aber nicht real. 

T

Termineinlage

Befristete Einlage. 1. Begriff: Einlage bei Banken und Sparkassen mit vereinbartem oder gesetzlich festgelegtem Fälligkeitstag. 

2. Arten: a) Festgelder: Die an festgelegten Terminen fälligen, also für einen bestimmten Zeitraum festgelegten, nicht kündbaren Einlagen (Drei-Monatsgeld, Monatsgeld). 

b) Kündigungsgelder: Jederzeit mit einer bestimmten Kündigungsfrist rückzahlbar.

U

Umlaufgeschwindigkeit des Geldes

Die U. gibt an, wie häufig eine Geldeinheit innerhalb einer Periode durchschnittlich verwendet wird, um Gütertransaktionen zu finanzieren.

V 

Verbraucherpreisindex – VPI

Statistischer Anzeiger von Veränderungen der Preise von typischen Gütern und Dienstleistungen, die ein Haushalt im Allgemeinen verbraucht. Diese finden sich in einem Warenkorb. Die prozentuelle Veränderung wird meist gegenüber dem Vormonat oder Vorjahr gemessen. Im EU-Raum und WWU-Raum wird  der Harmonisierte Verbraucherpreisindex (HVPI) als zentraler Inflationsindikator verwendet.

W

Währung

1. Verfassung des Geldwesens eines Landes, Ordnung des gesamten Geldwesens hinsichtlich der Regelung des inländischen Geld- und Zahlungsverkehrs sowie der Wertbeziehungen und des Zahlungsverkehrs mit den fremden Ländern; Vgl. näher Währungssystem. Maßnahmen zur Ordnung der W.: Währungspolitik. 2. Währungsgeld: Währungseinheit der verschiedenen Länder.

Währungsreserven

Devisenreserven plus Goldbestände der Zentralbank, plus Reservepositionen aus der Mitgliedschaft in internationalen Institutionen (z. B. Sonderziehungsrechte des Internationalen Währungsfonds).

Offizielle Währungsreserven dienen als relativ rasch zu mobilisierende Reserven einer Volkswirtschaft. Veränderungen der offiziellen Währungsreserven sind eine wichtige Orientierungshilfe für die Notenbankpolitik.

Wechselkursmechanismus
Der Wechselkursmechanismus (II)trat an die Stelle des früher geltenden EWS I und ermöglicht den Ländern, die nicht an der WWU teilnehmen eine Bandbreite von ± 15 %. Das ist im Vergleich zum engen Band von ± 2,25 % eine erweiterte Schwankungsbreite für die Länder Dänemark, Großbritannien und Nordirland sowie Schweden.

Wirtschafts- und Währungsunion – WWU

Die WWU ist die logische Vollendung des Anfang 1993 verwirklichten Binnenmarktes der EU durch eine einheitliche europäische Währung.

Erste Stufe, 1990: Liberalisierung des Kapitalsverkehrs.

Zweite Stufe, 1994: Gründung des Europäischen Währungsinstituts (EWI), Prüfung der wirtschaftlichen und rechtlichen Konvergenz der EU-Staaten.

Dritte Stufe, 1.1.1999: Einführung des Euro als Buchgeld;

1.1.2002: Einführung des Euro als Bargeld und Vollendung der WWU.

X  

Y 

Z

Zentralbank 

= Notenbank

Zentralbankgeld
Bargeld und Sichtguthaben bei der Zentralbank (die jederzeit in Bargeld umgetauscht werden können). 

